
STREIK UND AUSSPERRUNG

7. Aktuelle Stunde im Deutschen Bundestag zur
„Lage im Arbeitskampf" am 25. Mai 1984*

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen
und Herren, die Fraktionen der SPD und der
CDU/CSU haben ... eine Aktuelle Stunde
zu dem Thema „Lage im Arbeitskampf' ver-
langt. Das Verlangen ist ausreichend unter-
stützt. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort
hat der Abgeordnete Dr. Bötsch.

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der Deutsche Bundestag hat sich bei den
verschiedensten Debatten in den vergange-
nen Wochen mehrfach mit den tarifpoliti-
schen Auseinandersetzungen beschäftigt.
Bei der heutigen Aktuellen Stunde zum
Thema „Lage im Arbeitskampf' geht es
unseres Erachtens nicht nur um den gewalti-
gen wirtschaftlichen Schaden, der mit dem
Arbeitskampf angerichtet wird; es geht auch
nicht nur darum, daß die überwiegende
Mehrheit der Bevölkerung dem zumindest
teilweise, wenn nicht sogar überwiegend
politisch motivierten Streik der IG Druck
und der IG Metall fassungslos gegenüber-
steht. Wir meinen, heute geht es auch darum,
einem gezielten Anschlag auf unsere freiheit-
lich-demokratische Grundordnung die ver-
diente Antwort zu erteilen.

[...]

Urbaniak (SPD): [. ] Es ist nicht neu,
daß die Koalition aus CDU/CSU und FDP
das Rad der Geschichte zurückdreht. Wir
haben in den letzten 20 Monaten viele Bei-
spiele der sozialen Demontage erlebt. Einen
besonders dreisten Versuch hat jedoch der
Präsident der Bundesanstalt für Arbeit mit
seiner Entscheidung unternommen. Mit
rechtlich nicht haltbarer Begründung setzt er
sich über die Rechtsentwicklung der letzten
15 Jahre einfach hinweg.

Die Sehnsucht der selbsternannten Enkel
Adenauers hat offensichtlich auch ihn ge-

* Auszug aus: Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode -
72. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Mai 1984, S. 5095 ff
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packt. Seine Entscheidung, allen mittelbar
betroffenen Metallern außerhalb des Kampf-
gebiets nichts zu zahlen, stellt den Kompro-
miß von 1969 — sehen Sie einmal die Proto-
kolle von damals durch - geradezu auf den
Kopf.

Die Frage, wie sich Arbeitskämpfe auf
die Zahlung von Kurzarbeiter- und Arbeits-
losengeld auswirken, gehörte bei den Bera-
tungen des Arbeitsförderungsgesetzes zu den
umstrittensten Punkten. Da die alten Positio-
nen von damals heute wieder aufpoliert wer-
den, lohnt es sich, die damalige Situation
etwas näher darzustellen.

Es war seinerzeit der Bundesrat, der eine
uneingeschränkte Zahlung an mittelbar be-
troffene Arbeitnehmer wollte. Er stützte sich
dabei auf ein Übereinkommen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation.

Außerdem wollte der Bundesrat vermei-
den, daß die Kommunen als Träger der
Sozialhilfe mit den mittelbaren Folgen eines
Arbeitskampfes belastet würden. Dieser
Auffassung waren auch Gewerkschaften und
Sozialdemokraten. Das gilt für uns auch
heute so, meine Damen und Herren.

Die Bundesregierung - damals mit dem
Arbeitsminister Katzer - wollte eine andere
Regelung. Sie wollte die Zahlung von Kurz-
arbeiter- oder Arbeitslosengeld an mittelbar
betroffene Arbeitnehmer ausschließen. Eine
solche Zahlung würde - so der Originalton -
die Bereitschaft von Arbeitslosen zur Soli-
darität stärken und Schwerpunktstreiks för-
dern.

In den Ausschußberatungen einigte man
sich dann schließlich auf die heutige Fassung.
Wie der Ausschuß diese Regelung verstan-
den wissen wollte, kann jeder im Bericht
nachlesen. Präsident Franke hätte diesen Be-
richt vor seinem Schnellschuß vom letzten
Freitag zur Hand nehmen sollen. Dann wäre
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ihm sicherlich aufgefallen, daß seine Ent-
scheidung mit dem Willen des Gesetzgebers
nicht in Einklang zu bringen ist. Denn im
Ausschußbericht heißt es wörtlich: „Der
Ausschuß teilt nicht die Auffassung der Bun-
desregierung, daß die Gewährung von
Arbeitslosengeld an Arbeitnehmer, die
durch einen Streik, an dem sie nicht beteiligt
sind, arbeitslos geworden sind, im allgemei-
nen bereits den Arbeitskampf zugunsten der
Arbeitnehmer beeinflussen würde und daher
als Verletzung der Neutralitätspflicht anzu-
sehen wäre." Weiter ist erwähnt: „Der An-
spruch auf Arbeitslosengeld soll in allen Fäl-
len ruhen, in denen die Gewährung dieser
Leistung den Arbeitskampf beeinflusset!
können." Dabei - so sagt der Ausschuß aus-
drücklich ... - wird es sich um Ausnahme-
fälle handeln. Jetzt ist das auf den Kopf ge-
stellt worden, meine Damen und Herren!

Der Präsident hätte also durch einen ein-
fachen Blick in die Gesetzesgeschichte fest-
stellen können, daß die Verweigerung von
Kurzarbeiter- und Arbeitslosengeld an mit-
telbar betroffene Arbeitnehmer die Ausnah-
me sein muß. Seine Entscheidung macht die
Ausnahme dagegen — ich erwähnte es schon
- zur Regel und stellt das gesetzliche Gebot
auf den Kopf.

[...]

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): [...]
Arbeitskämpfe vollziehen sich bei uns nach
bestimmten Spierregeln. Maßgeblich sind in
erster Linie die Grundsätze der Verhältnis-
mäßigkeit, der Parität, der Waffengleichheit
für beide Tarifvertragsparteien. Die Recht-
sprechung, Kollege Urbaniak, hat, auch
wenn es manche nicht wahrhaben wollen, die
Rechtmäßigkeit der Aussperrung zur Ab-
wehr von Schwerpunktstreiks wiederholt
festgestellt. Deshalb ist auch das in der hessi-
schen Verfassung noch vorhandene Aussper-
rungsverbot obsolet. Wer das ändern möchte
- und das scheinen ja einige zu wollen -, will
künftig Tarifauseinandersetzungen im vor-
aus entscheiden. Arbeitgebern bleibt dann
pur die Alternative, ihren Laden zuzuma-
chen und schon von vornherein den Gewerk-
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schaften  gegenüber klein  beizugeben,  zu
kapitulieren.

Der Präsident der Bundesanstalt für
Arbeit hat nach Recht und Gesetz entschie-
den. Er ist seiner Neutralitätspflicht nachge-
kommen. Wer jetzt den Präsidenten der
Bundesanstalt für Arbeit als „Filialleiter der
Metall-Arbeitgeber" bezeichnet, der läßt er-
kennen, daß er für die schwierige, verantwor-
tungsvolle Aufgabe der Bundesanstalt und
ihres Präsidenten keinen Sensus hat.

Selbstverständlich gilt das Neutralitäts-
gebot auch für die Bundesanstalt. Es ist nicht
verletzt worden. Wer durch Schwerpunkt-
streiks auch in anderen Regionen mangels
Arbeitsmaterials Arbeitseinstellungen her-
beiführt, der muß auch die Konsequenzen
tragen. Er kann nicht verlangen, daß sein
Vorgehen von der Solidargemeinschaft der
Arbeitnehmer und Arbeitgeber finanziert
wird.

Juristische Formulierungskunst kann
manches vernebeln, aber nicht die Tatsache,
daß die IG Metall die Einführung der 35-
Stunden-Woche mit vollem Lohnausgleich
überall verlangt, im ganzen Lande, und nicht
nur in einigen Tarifregionen. Sie hat das
nachdrücklich immer wieder erklärt.

[...]

Frau Steinhauer (SPD): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Herren und Damen!
Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte,
so ist er heute morgen erbracht worden: Wer
auch immer von der Rechtskoalition zum
Arbeitskampf in der Metall- und Druckindu-
strie spricht, wiegelt auf und versucht, den
Gewerkschaften die Schuld zuzuschieben.
Das ist „absurd, töricht und dumm" - um
Worte des Kanzlers aufzugreifen; hier
würden sie tatsächlich passen. Der Arbeits-
kampf gefährdet den Aufschwung - aber wie
kann man etwas gefährden, was gar nicht da
ist? Die konservative Regierung versucht
hier massiv ihre verfehlte Politik zu vertu-
schen.



Metaller und Drucker kämpfen um ihre
Arbeitsplätze. Der Streik konnte nicht ver-
mieden werden, weil sich die Arbeitgeber ab-
solut stur gezeigt haben. Die Gewerkschaf-
ten waren kompromißbereit. Aber die
Arbeitgeber haben ihren Tabukatalog nicht
aufgegeben, gestützt auf die Meinung der
Bundesregierung. Wochenlang wurde um-
sonst verhandelt. Diese völlig einseitige
Tarifparteinahme für die Arbeitgeber ist ja
nichts Neues. Die Arbeitgeber wurden er-
muntert, alle Kompromißvorschläge abzu-
lehnen. Sie haben Umfragen bestellt, die
weismachen wollten, die Arbeitnehmer woll-
ten die 35-Stunden-Woche überhaupt nicht.
Die Kollegen und Kolleginnen haben Sie be-
lehrt. Die Streikfront steht. Ohne den Ein-
stieg in die 35-Stunden-Woche gibt es keinen
Kompromiß.

Arbeitgeber in der Metallindustrie sper-
ren aus. Man kann das nicht achselzuckend
abhaken und dann zur Tagesordnung über-
gehen. Für uns ist klar: Aussperrung ist unso-
zial; dafür gibt es keine Legitimation. Wir
werden sie mit allen Mitteln bekämpfen.
Auch die sogenannte kalte Aussperrung ist
hier mit anzugreifen. Insbesondere die Lei-
stungsverweigerung gegenüber den mittelbar
vom Arbeitskampf Betroffenen durch die
Bundesanstalt für Arbeit ist eine massive
Unterstützung der Arbeitgeber.

Und so war es ja auch gemeint. Der Präsi-
dent der Bundesanstalt für Arbeit, erst weni-
ge Wochen im Amt, hat sich schon zu einem
Instrument der Bundesregierung und der
Arbeitgeber gemacht. Von Neutralitätsgebot
ist hier keine Rede. Meine Herren und
Damen, Juristerei hin und her: Hier wurde
politisch entschieden. Es klingt wie ein
Hohn, wenn Minister Blüm erzählt, dies sei
eine souveräne Entscheidung. Lachen kann
man darüber nicht. Mit dieser Entscheidung
wurde unmittelbar - ganz direkt - in den
Arbeitskampf eingegriffen. Der Bundes-
minister setzt ja auch seine Verweigerung der
Politik von Arbeitnehmerinteressen konse-
quent fort. Das geht bis zum Verzicht auf
Tarif anspräche. Beifall erhalten Sie, Herr
Blüm, von der falschen Seite, nämlich nur
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von den Arbeitgebern. Macht Sie dies nicht
wenigstens ein bißchen nachdenklich?

Diese Einmischung in die bewährte
Tarifautonomie kann man nicht erst jetzt be-
obachten, sondern schon längere Zeit. Einige
Beispiele: Nötigung der Arbeitnehmer von
Arbed Saarstahl, auf ihr ihnen tariflich zuste-
hendes Weihnachtsgeld zu verzichten, Mög-
lichkeiten nach dem Vorruhestandsgesetz,
Tarife zu unterlaufen. Auch das in Vorberei-
tung befindliche, so großspurig bezeichnete
„Beschäftigungsförderungsgesetz" läßt er-
kennen, daß der Weg, Eingriffe in Tarifan-
sprüche vorzunehmen, ständig fortgesetzt
wird. All das gehört zur Wende. Erst kam der
Sozialabbau, jetzt geht es um den Abbau von
Arbeitnehmerrechten und Gewerkschafts-
rechten.

[...]

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister
für Wirtschaft: [...] Wer sich hierherstellt
und behauptet, der Aufschwung könne nicht
gefährdet werden, weil es ihn nicht gebe, der
macht die Augen nicht auf, der liest keine
Zeitung, der will nichts verstehen oder der
kann nichts verstehen - wahrscheinlich ist es
eine Mischung aus beidem.

Meine Damen und Herren, wir hoffen
sehr darauf, daß die jetzt geführten Gesprä-
che zur Einigung führen. Denn niemand ist
daran interessiert, einen langanhaltenden
Arbeitskampf, einen sich verhärtenden
Arbeitskampf in der Bundesrepublik
Deutschland zu erleben. Er wird letztlich ja
auch von allen bezahlt. Er wird bezahlt mit
Verlust an wirtschaftlichem Wachstum; er
wird bezahlt durch Zurückhaltung der Ver-
braucher; er wird bezahlt durch Rückgang
der Steuereinnahmen des Staates. Deswegen
haben alle vernünftigen Menschen im Lande
ein Interesse daran, diesen Arbeitskampf
nicht anzuheizen, sondern dazu beizutragen,
daß man sich einigt und zu vernünftigen Er-
gebnissen kommt.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, der Bundesminister für Arbeit wird
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zur Rechtsfrage der Entscheidung der Bun-
desanstalt für Arbeit noch Stellung nehmen,
und zwar nicht, Frau Steinhauer, unter dem
Begriff „Juristerei hin oder her", sondern
unter der Frage, was Rechtens ist oder
rechtens entschieden worden ist. Es ist rech-
tens entschieden worden. In der Sache muß
ich Ihnen sagen: Es wäre geradezu ein grotes-
kes Ergebnis, wenn die Mehrheit der Bevöl-
kerung, die die 3 5-Stunden-Woche bei
vollem Lohnausgleich ablehnt, in ihrer Ei-
genschaft als Beitrags- und Steuerzahler dazu
herhalten müßte, die Kosten dieses Streiks
zu finanzieren. Was soll denn das bedeuten?
Ich habe bei der vorigen Debatte zu dieser
Frage - damals noch in Übereinstimmung
mit den Sozialdemokraten - gesagt, und ich
wiederhole es heute: Ich fühle mich nicht
sehr wohl bei einer Bundestagsdebatte auf
dem Höhepunkt und in der Mitte einer Tarif-
auseinandersetzung. Aber ich begrüße die
Gelegenheit, hier zu den unglaublichen
Äußerungen des Vorsitzenden der Industrie-
gewerkschaft Druck und Zensur auf dem
Bundesparteitag der SPD in Essen Stellung
nehmen zu können.

[...]

Es ist müßig, hier noch viele Worte über
Herrn Ferlemann zu verlieren. Die Nürnber-
ger Beschlüsse seines Gewerkschaftstages,
sein Interview in der kommunistischen Zei-
tung „Kürbiskern", sein Auftreten in Saar-
brücken beim Verband Deutscher Schrift-
steller, dies alles genügt. Wir wissen, die
Herren Ferlemann und Hensche wollen eine
andere Republik, aber wir wollen diese
Republik. Diese andere Republik sieht so
aus wie der Einsatz von Gewaltmaßnahmen
vor dem Druckhaus in Stuttgart. Das ist die
Republik, die diese Herren wollen, und das
ist nicht unsere Republik. Wir wollen Mei-
nungsfreiheit.

[...]

Frau Fuchs (Köln) (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Graf
Lambsdorff, in einem stimme ich Ihnen zu:
Wir alle haben ein Interesse daran, daß der
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Arbeitskampf bald beendet wird und es zu
einem vernünftigen Kompromiß kommt. Wir
Sozialdemokraten haben nicht jedes Wort
eines Gewerkschaftsvorsitzenden zu vertei-
digen, aber, Graf Lambsdorff, Ihre Repu-
blik, die Sie im Augenblick ansteuern, wollen
wir Sozialdemokraten mit Nachdruck ver-
hindern. Was Sie uns hier heute vorführen,
ist ein Ablenkungsmanöver von dem, was Sie
in diesem Arbeitskampf einseitig zu Lasten
der Arbeitnehmer eingebracht haben. Ich
fordere den Bundesarbeitsminister auf, sich
die Rechtsauffassung des Präsidenten der
Bundesanstalt für Arbeit noch einmal sorg-
fältig durch den Kopf gehen zu lassen.

Sie geben einen historischen Kompromiß
auf, Herr Bundesarbeitsminister. Wenn Sie
die Geschichte dieser Neutralitätsanordnung
verfolgen, dann stellen Sie fest: im Jahre
1978 hat der damalige Präsident der Bun-
desanstalt für Arbeit eine Anweisung an die
Landesarbeitsämter herausgegeben, zu prü-
fen, ob im Einzelfall Arbeitslosengeld ge-
zahlt werden kann, weil es nicht nur darauf
ankommt, welche Kernforderung erhoben
wird, sondern weil Art und Umfang der ge-
samten Forderungen eine Rolle spielen.

Graf Lambsdorff, Sie können ja Recht
verbiegen, aber wir werden darauf aufmerk-
sam machen, daß der jetzige Präsident der
Bundesanstalt rechtlich falsch entschieden
hat. Darum geht es in dieser Auseinander-
setzung.

Folgendes ist hochinteressant. Jahrelang
war diese Neutralitätsanordnung unumstrit-
ten. Es wurde Arbeitslosengeld gezahlt. Es
kann doch nicht angehen, daß eine rechtliche
Übereinkunft, seit Jahren durch Gesetz, An-
ordnung und Rechtsprechung zum Gemein-
gut geworden, durch eine politische Ent-
scheidung des Präsidenten der Bundesanstalt
für Arbeit aufgehoben wird. Herr Minister
Blüm, ich fordere Sie noch einmal auf: Ma-
schen Sie von Ihrer Rechtsaufsicht Ge-
brauch, und nehmen Sie diese rechtlich fal-
sche Entscheidung zurück!

In dieser kurzen Debatte zum Schluß



noch einmal zu Graf Lambsdorff. Sie spre-
chen von Aufschwung. Ich finde das ja fabel-
haft. Wer will den Aufschwung denn nicht?
Aber ich sage Ihnen: Uns Sozialdemokraten
kann jeder Aufschwung gestohlen bleiben,
der am Arbeitsmarkt vorbeigeht, der neue
Not und Armut schafft und der die Chancen-
gleichheit der Arbeitnehmer in dieser
dramatischen Weise beeinträchtigt. Ich habe
schon einmal gesagt: Mit Ihren Argumenten
suchen Sie einen Sündenbock für Ihre falsche
Wirtschaftspolitik. Das werden wir nach
draußen verdeutlichen.

[...]

Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der Ver-
lauf der Debatte zu diesem Problem zeigt —
wie in der Vergangenheit —, daß von den
Regierungsparteien und von der Regierung
der große Rundumschlag gegen die Gewerk-
schaften geführt wird.

Ich möchte zunächst auf Sie, Herr
Minister Lambsdorff, eingehen, der Sie sich
hier zum Thema Aussperrung geäußert
haben: Hier sitzt ein Kollege unter uns, der
Kollege Werner Nagel, Betriebsratsvorsit-
zender von MWM in Mannheim ... Der
Betriebsratsvorsitzende hat bei seinem Vor-
stand beantragt, daß die Aussperrung ausge-
setzt wird. Der Vorstand des Unternehmens
hat es beim Metallarbeitgeberverband ver-
sucht, doch der Metallarbeitgeberverband
von Baden-Württemberg hat dies abgelehnt
und verlangt, daß die Aussperrung erfolgt.
Der Betriebsrat hat sich hier im Sinne des
Konjunkturaufschwungs ausgesprochen und
sich wesentlich staatstragender verhalten, als
der Arbeitgeberverband dies tut. Seit Mitt-
woch sind die Kollegen in diesem Betrieb
ausgesperrt. Dazu müßte Minister Lambs-
dorff einmal ein Wort sagen. Ich glaube, das
ist wichtig.

Der Kollege Cronenberg hat gesagt, daß
die Aussperrung Waffengleichheit schaffe.
Damit soll doch letzten Endes nichts anderes
erreicht werden, als die Gewerkschaften in
die Knie zu zwingen. Meine Damen und Her-

7/84

STREIK UND AUSSPERRUNG

ren, hier werden doch Legenden gestrickt!
Den Gewerkschaften wird die Schuld am
Streik zugeschoben, hier wird die organisierte
Arbeitnehmerschaft an den Pranger gestellt.
Kein Wort davon, welch verantwor-
tungsvolle Haltung die Gewerkschaften - im
Gegensatz zu den Unternehmer-Ideologen -
an den Tag legen. Denn die Forderung nach
Verkürzung der Arbeitszeit ist ein Kampf
gegen die Massenarbeitslosigkeit - und
nichts anderes.

[...]

Meine Damen und Herren, lassen Sie
mich feststellen, Arbeitszeitverkürzungen,
worum es jetzt geht, sind notwendig, um
Arbeitsplätze zu sichern, um Massenarbeits-
losigkeit stückweise abzubauen. Die Bundes-
regierung ist nicht vermittlungsfähig und die
Tarifparteien müssen den Konflikt selbst
lösen. Die Schützenhilfe der Bundesregie-
rung zugunsten der Arbeitgeber hat immer
wieder neue Fehleinschätzungen produziert,
und Sie haben mit dazu beigetragen. Wenn
Sie, Herr Bundesarbeitsminister Blüm,
sagen: „Wir zahlen kein Kurzarbeitergeld
auf Krankenschein", dann ist das eine zu-
sätzliche Verschärfung. Sie sind mit Brand-
stifter, indem Sie hier Öl ins Feuer gießen.
Lassen Sie sich das sagen. Wir werden als
Sozialdemokraten an der Seite der Gewerk-
schaften stehen.

[...]

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit
und Sozialordnung: [...] Die Entscheidung
des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit
ist korrekt, sie ist rechtens. Ich habe keinen
Grund, dagegen einzuschreiten. In Zeiten
überschäumender Aggression, überschwap-
pender Emotionen ist es gut, sich am Recht
zu orientieren. Der Staat würde Verläßlich-
keit, die Bürger würden Orientierung verlie-
ren, wenn wir Streitfragen nach Gefühlslagen
entschieden.

Ich weise deshalb in aller Entschiedenheit
die Angriffe des Bundesparteitages der SPD
auf den Präsidenten zurück. Der Präsident ist
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kein „Handlanger" und die Bundesanstalt
kein „willfähriges Instrument der Arbeit-
geberseite".

Sie fügen der Bundesanstalt mit dieser
Diffamierung schweren Schaden zu. Die
Bundesanstalt ist im Arbeitskampf zur strik-
ten Neutralität verpflichtet. Ihre Leistungen
ruhen für Arbeitnehmer auch außerhalb des
bestreikten Tarifgebietes, wenn dort - und
jetzt zitiere ich aus der Neutralitätsanord-
nung - „nach Art und Umfang die gleichen
Forderungen" gestellt werden. Ist hier
jemand im Saal, der behauptet, die IG Metall
würde die 35-Stunden-Woche nur in Nord-
württemberg und in Hessen fordern? Sie
fordert sie im ganzen Bundesgebiet. Man
würde die Entschlossenheit der IG Metall in
Zweifel ziehen, wenn man sagen würde, das
sei nur eine Forderung neben anderen.

Meine Damen und Herren, diese Neu-
tralitätsanordnung, auf die sich Heinz Franke
stützt, stammt aus dem Jahr 1973. Geneh-
migt worden ist sie von einem Arbeitsmini-
ster sozialdemokratischer Herkunft, von
Walter Arendt. Exakt diese Neutralitätsan-
ordnung führen wir aus! Deshalb werden
Arbeitnehmer außerhalb des fachlichen
Tarifbereichs, die betroffen sind, weiterhin
Kurzarbeiterunterstützung und auch Ar-
beitslosenunterstützung erhalten.

Nürnberg würde, wenn es bei Folgen von
Schwerpunktstreiks in Bereichen, in denen
die Arbeitnehmer vom Ergebnis des Streiks
berührt werden, finanzielle Leistungen er-
brächte, zu nichts anderem als zur Streik-
kasse der IG Metall. Aber Nürnberg ist nicht
die Verwaltungsstelle der IG Metall! Das ist
eine Verwechslung.

Vom Kollegen Urbaniak bin ich aufge-
fordert worden, in den Akten nachzusehen.
Ich bin dieser Aufforderung gerne nachge-
kommen. Ich lese vor, was damals die Be-
richterstatter, u. a. der Kollege Jaschke, Mit-
glied der Sozialdemokratischen Partei, nie-
dergelegt haben. Ich zitiere: „Mit Rücksicht
auf die Neutralitätspflicht soll das" - gemeint
ist die Zahlung des Arbeitslosengeldes - „je-
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doch in zwei Fällen nicht gelten. Wenn der
Arbeitskampf auf eine Änderung der Ar-
beitsbedingungen des Arbeitnehmers abzielt,
muß dieser sowohl nach einer natürlichen
Betrachtungsweise als auch im wirtschaft-
lichen Sinne als beteiligt angesehen werden.
Die Gewährung von Arbeitslosengeld in sol-
chen Fällen würde 'Schwerpunktstreiks för-
dern und wäre daher nicht streikneutral."
Soweit das Zitat aus dem Bericht zum
Arbeitsförderungsgesetz.

Ich stütze diese Auffassung auch auf die
ausdrückliche Bestätigung des ehemaligen
Präsidenten des Bundesarbeitsgerichts Ger-
hard Müller, der sich in Gewerkschaftskrei-
sen eines hohen Ansehens erfreut.

[...]

... Ich kann Ihnen auch noch einen Brief
des ehemaligen Staatssekretärs Ehrenberg
aus dem Jahre 1971 vorlesen, als er auf Be-
schwerde der Arbeitgeberverbände ant-
wortete, daß weder der Beschluß des Ver-
waltungsrates - nämlich zu zahlen - noch die
frühere Entscheidung des Präsidenten, nicht
zu zahlen, im Gegensatz zum Recht stehe;
beides sei rechtens. Ich übergebe Ihnen die-
sen Brief gern zum weiteren Studium.

Meine Damen und Herren, ich frage Sie
auch, warum im sozialistisch regierten Öster-
reich die Folgen des BMW-Streiks bei Steyr
auch nicht finanziell ausgeglichen werden,
warum in Saragossa im sozialistisch regierten
Spanien ebenfalls nicht Arbeitslosenunter-
stützung gezahlt wird.

Nun, meine Damen und Herren, lassen
Sie mich eines festhalten: Diese Entschei-
dung des Herrn Präsidenten steht in Über-
einstimmung mit dem Recht. Die Neutralität
gebietet, daß die Bundesanstalt so handelt.

Aber ich will nicht nur zur rechtlichen
Seite etwas sagen, sondern auch zur gewerk-
schaftspolitischen, zu den Schwerpunkt-
streiks. Meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen, Schwerpunktstreiks sind heute etwas
anderes als vor 50 Jahren. In einer dicht ver-



flochtenen Gesellschaft haben Schwerpunkt-
streiks eine andere Wirkung. Sie haben eine
Wirkung wie bei einer Reihe aufgestellter
Dominosteine: Da brauchen Sie nur den
ersten umzuwerfen, und alle fallen um. Es
kann doch nicht der Sinn der Arbeitslosen-
unterstützung sein, daß die Gewerkschaft
10000 Streikende unterstützt - und wir 1
Million Arbeitnehmer, die infolge dieses
Streiks ohne Arbeit sind. Das kann doch
nicht der Sinn der Neutralität der Bundesan-
stalt für Arbeit sein.

Meine Damen und Herren, lassen Sie
mich gewerkschaftspolitisch noch etwas
anderes sagen: Wenn der Schwerpunktstreik
das Modell zukünftiger Auseinandersetzun-
gen ist, dann brauchen sich die Gewerkschaf-
ten nur die Schlüsselstellungen der Wirt-
schaft auszusuchen und können dann mit
einer Handvoll Arbeitnehmern streiken, und
der Rest der Republik ist lahmgelegt. Sie
brauchen dann nicht mehr alle Bediensteten
im Flugverkehr, sie brauchen dann nur noch
die Fluglotsen, sie brauchen dann nicht mehr
alle im Verkehr Beschäftigten, sie brauchen
dann nur noch die Brummi-Fahrer, um
Europa lahmzulegen. Sie brauchen dann nur
noch die Wasserwerker, um eine Stadt in
Schach zu halten. Wenn das die Streiktaktik
ist, werden sich die Gewerkschaften verän-
dern. Dann werden die privilegierten Arbeit-
nehmer, die an diesen Schlüsselstellungen
sitzen, die Arbeitnehmer werden, die in
Zukunft Arbeitskampf und Forderungen
dominieren. Das führt zu einer Entsolidari-
sierung in der Arbeitnehmerschaft. Das führt
zu einer Balkanisierung der Gewerkschaften.
Das führt zu englischen Verhältnissen. Wir
verlieren sozusagen die ausgleichende Kraft
der Gewerkschaften.

Meine Damen und Herren, zum Streik
habe ich nur einen Wunsch, den, daß dieser
Arbeitskampf bald zu Ende ist. Ich stehe hier
als Sozialminister und habe Sparmaßnahmen
zu vertreten, die uns allen schwergefallen
sind. Das sind Sparmaßnahmen, die wir den
Behinderten zumuten mußten. Der Streik
von 1 Million Arbeitnehmern über vier Wo-
chen kostet die Bundesanstalt für Arbeit, die
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Krankenversicherung, die Rentenversiche-
rung, das Finanzamt bereits so viel, wie wir in
diesem Jahr den sozial Schwächeren an Spar-
maßnahmen zumuten mußten. Das Ergebnis
unserer Anstrengungen zerrinnt uns unter
den Händen - durch einen rücksichtslosen
Arbeitskampf.

Die Einschränkung der Freifahrten für
Schwerbehinderte hat dem Bund rund 100
Millionen DM Entlastung gebracht. Bereits
in der ersten Streikwoche, als die Zahl der
Streikenden noch relativ gering war, hatten
wir in der Renten-, Kranken- und Arbeits-
losenversicherung rund 50 Millionen DM
Einnahmenausfall. In der zweiten Woche
haben wir bereits doppelt so viel an Ausfall,
wie durch diese Sparmaßnahme den Behin-
derten zugemutet werden mußte - nur damit
wir die Proportionen einmal klar haben.

Meine Damen und Herren, ich hoffe,
daß, wenn der Pulverrauch der Auseinander-
setzung verzogen ist, eine Besinnungspause
auf allen Seiten einsetzen wird. Ich will mich
gerne daran beteiligen.

Ich stelle nur fest: Ideologen, die die
Arbeitnehmer in diesen Kampf gehetzt
haben, haben die Gewerkschaften in eine
Sackgasse manövriert. Und die SPD hat
Schmiere gestanden. Ich habe manchmal den
Eindruck, Sie versuchen, mit Hilfe der Ge-
werkschaften einen Revanchekampf für
Wahlniederlagen durchzuführen. Wir hatten
unseren Amtseid noch nicht geleistet, da
hatte uns die Zeitung der IG Metall bereits
in die Nähe der Faschisten gebracht. Diese
Gewerkschaften gefährden die Einheitsge-
werkschaft, gefährden Errungenschaften der
Nachkriegszeit. Deshalb appelliere ich an die
Gewerkschafter, an die gestandenen Ge-
werkschafter in allen Reihen, bei der SPD,
bei der CDU/CSU, wo immer sie sind, sich
zusammenzufinden, zusammenzustehen und
sich gegen die Eroberung der Ideologen, der
Theoretiker der Gewerkschaften gemeinsam
zu wehren. Die Arbeiter haben es nicht ver-
dient, daß sie in die Hände von Gesellschafts-
überwindern geraten. Dieser Arbeitszeit-
kampf ist von manchen zu einer Machtfrage
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der Gewerkschaften gemacht worden. Wäre
er ein Arbeitszeitkampf geblieben, wäre er
leichter zu lösen gewesen.

Ich wünsche den Arbeitnehmern, die
jetzt im Streik stehen, ich wünsche denjeni-
gen, die keine Unterstützung erhalten, daß
dieser Streik bald ein Ende findet. Deshalb
sollen die Partner aufeinander zugehen und
dieses schlimme Spiel beenden.

Lutz (SPD): Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Es ist schon erstaunlich,
was der Arbeitsminister diesem Hause
zumutet.

Er bringt da einen Brief. Der Brief be-
sagt, daß Herbert Ehrenberg 1972 die Aus-
zahlung des Kurzarbeitergeldes für richtig
gehalten hat. Und das genaue Gegenteil wird
diesem Hause erzählt. Die Wahrheit ist seit
der Wende eine ganz besondere Wahrheit,
nämlich eine Unwahrheit, um das mal deut-
lich zu sagen.

Herr Arbeitsminister, Sie haben zu einem
flächendeckenden Brand im Tarifkonflikt
beigetragen. Nun beklagen Sie nach Art der
Biedermänner die Folgen Ihres frevelhaften
Treibens. Nicht der Aufschwung wird
kaputtgestreikt. Unser Gesellschaftssystem
wird zuschanden geritten, wenn Sie und Ihre
Entreicherer die Tugend des Kompromisses
im Tarifkonflikt nicht wiederentdecken. Sie
haben vom Kanzler bis zum Präsidenten der
Bundesanstalt für Arbeit ein schlimmes Bei-
spiel einseitiger Parteinahme gegeben. Sie
sind, einmal aus Tollpatschigkeit - das würde
ich dem Regierungschef zurechnen -,
manchmal aus Berechnung - das würde ich
dem Grafen zurechnen - zu Minenhunden
des großen Geldes geworden, und so beneh-
men Sie sich auch. In der Art tumber Toren
ermutigen Sie alle, die diese Republik in
einen Klassenstaat zurückverwandeln möch-
te. Sie haben Wind gesät, und Sie werden
einen Orkan ernten.

[...]

432

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit
und Sozialordnung: [...] Ich will noch ein-
mal klarstellen, was ich gesagt habe. Staats-
sekretär Ehrenberg hat damals 1971 klarge-
stellt, daß er keinen Grund zum Einschreiten
hatte, und zwar weder Grund zum Einschrei-
ten, als der Präsident nicht zahlen wollte,
noch Grund zum Einschreiten, als der Ver-
waltungsrat zahlen wollte. Das habe ich fest-
gestellt. Damit habe ich klargestellt, daß die-
se unsere Rechtsposition durchaus korrekt ist
und in der Tradition steht, daß dies die sou-
veräne Entscheidung der Bundesanstalt für
Arbeit ist. - Die Wahrheit mag wehtun.

Burgmann (GRÜNE): Meine Damen
und Herren! Liebe Freundinnen und Freun-
de! Herr Blüm, Sie haben gerade über Waf-
fengleichheit geredet. Ich möchte in diesem
Zusammenhang einmal aktuell zitieren: In
Baden-Württemberg und Hessen wird ge-
streikt. In Hamburg-Harburg aber schließt
Daimler-Benz sein Zweigwerk und setzt die
Arbeiter auf die Straße. Kalte Aussperrung
nennt man das.

Der sozialdemokratische Sozialminister
Ehlers verspricht großzügige Sozialhilfe und
sagt klar, daß Sozialhilfe nur bekommt, wer
total entreichert ist. Er sagt weiter: „Autos
müssen genauso verkauft werden wie Stereo-
Anlagen."

Am gleichen Tag melden die Zeitungen:
Daimler gegen Streikeinbußen gut gewapp-
net. Der Konzern machte 1983 fast 1 Mil-
liarde Gewinn. Ich frage Sie, Herr Bundes-
minister: Wieviel Unternehmer müssen
in diesem Arbeitskampf wohl zum Sozialamt
gehen? Die Waffen sind nicht gleich verteilt
in unserer Gesellschaft. Die Unternehmer
haben das Geld und das Sagen. Sie stellen ein
und aus, sie bestimmen die Löhne, zumindest
teilweise, die Preise ganz; sie machen die
Investitionen und Rationalisierung, schaffen
Arbeitsplätze und bauen sie ab oder verla-
gern sie ins Ausland. Streik und unter Um-
ständen auch Betriebsbesetzungen sind die
einzigen Druckmittel, die der Arbeitnehmer
überhaupt hat.



Die Aussperrung soll nun auch dieses
Mittel noch wirkungslos machen. Aussper-
rung schafft keine Waffengleichheit, sondern
sie verstärkt die in unserer Gesellschaft be-
stehende Ungleichheit. Die Schöpfer des
Grundgesetzes haben aus der leidvollen Er-
fahrung der Vergangenheit bewußt das
Streik- und Koalitionsrecht im Grundgesetz
verankert. Es gibt im Grundgesetz aber kein
Recht auf Aussperrung, und dennoch wird es
von vielen Seiten als gleichberechtigtes
Gegenmittel bezeichnet.

Der Präsident der Bundesanstalt hat hier
eine weitere Ungleichheit aufgesattelt. Er
zahlt keine Unterstützung an die mittelbar
Betroffenen. Er behauptet, die Bundesan-
stalt müsse sich neutral verhalten. In Wirk-
lichkeit — das hat er selbst gesagt — sollen die
Gewerkschaften wieder an den Verhand-
lungstisch gebracht werden. Das ist ein un-
glaublich einseitiges Eingreifen zugunsten
der Unternehmer durch die Bundesanstalt,
durch Herrn Franke, und schließlich auch
durch Herrn Blüm und die Bundesregierung.

Herr Blüm, Sie haben in großartiger
Weise Solidarität mit ihren Kollegen in der
IG Metall bewiesen, indem Sie ihnen den
letzten Boden unter den Füßen wegzuziehen
versuchten. Sie sollten davon nicht mit Herrn
Ferlemann ablenken. Sie sollten lieber ihr
Gewerkschaftsbuch mit dem Buch des
Arbeitgeberverbandes eintauschen.

Meine Damen und Herren, wir können
eines daraus schließen: Die Fronten in dieser
Auseinandersetzung sind ganz klar. Ich kann
den Kollegen draußen nur sagen: Ihr seid
ganz auf eure eigene Kraft gestellt. - Wie
immer dieser Kampf ausgehen wird, eines ist
wichtig — das möchte ich hier besonders
hervorheben —: Sie haben ihr Schicksal selber
in die Hand genommen. Die Kollegen warten
nicht mehr auf die Gnaden der Unternehmer
oder auf die Untätigkeit des Ministers
Lambsdorff. - Herr Lambsdorff, Sie haben
als Wirtschaftsminister über viele Jahre
Arbeitslosigkeit in Millionenhöhe zu verant-
worten. Sie haben gar kein Recht zu kritisie-
ren, wenn nun die Kollegen mit ihren Mög-
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lichkeiten versuchen, selber etwas dagegen
zutun.

Dieser Streik ist kein Schaden für unsere
Republik, auch wenn er ein paar Millionen
DM kostet, sondern es ist ein Zeichen für
autonomes selbstbewußtes demokratisches
Handeln der Arbeiter draußen. Ich kann den
Kollegen nur sagen: Diese Regierung vertritt
euch nicht; ihr müßt eure Interessen selber
vertreten, so wie wir es in der Friedensbewe-
gung, in der Frauenbewegung, in der Ökolo-
giebewegung getan haben. Ich kann den
Kollegen nur viel Erfolg wünschen und ihnen
unsere ganze Solidarität bekunden. Wir hof-
fen, daß es nicht zu einem faulen Kompro-
miß, sondern zu einem guten Einstieg in die
35-Stunden-Woche kommt.

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): [...]

Der Gesetzgeber hat in § 116 Arbeitsför-
derungsgesetz den eindeutigen Rechtsgrund-
satz aufgestellt: Durch die Gewährung von
Arbeitslosengeld oder Kurzarbeitergeld darf
nicht in Arbeitskämpfe eingegriffen werden.
Die Bundesanstalt für Arbeit ist bei Arbeits-
kämpfen zu strengster Neutralität verpflich-
tet. Die Entscheidung des Präsidenten der
Bundesanstalt für Arbeit, mittelbar vom
Arbeitskampf betroffenen Arbeitnehmern
der Metallindustrie außerhalb des Arbeits-
kampfgebiets kein Arbeitslosengeld oder
Kurzarbeitergeld zu zahlen, steht im Ein-
klang mit Sinn und Wortlaut des Arbeitsför-
derungsgesetzes und der dazu ergangenen
Anordnungen des Verwaltungsrats.

Es handelt sich um eine Maßnahme von
großer sozial- und tarifpolitischer Tragweite.
Denn wir dürfen nicht vergessen, daß Zehn-
tausende von Arbeitnehmern in der Metall-
industrie und ihre Familien dadurch hart be-
troffen werden.

Es ist das gute Recht der IG Metall, diese
Entscheidung der Bundesanstalt für Arbeit
zu kritisieren. Unerträglich ist aber, daß sie
in verleumderischer Weise von einem ekla-
tanten Rechtsbruch spricht und den Präsi-
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denten der Bundesanstalt für Arbeit persön-
lich verunglimpft.

[...]

Es geht in diesem Arbeitskampf in der
Tat um die Einführung der 35-Stunden-
Woche bei vollem Lohnausgleich. Alle
übrigen unterschiedlichen Forderungen der
IG Metall in den verschiedenen Tarifbezir-
ken sind verschleierndes Beiwerk. Die völli-
ge Identität der Forderungen im Sinn einer
mathematischen Deckungsgleichheit ist nicht
erforderlich.

Die CDU/CSU begrüßt es ausdrücklich,
daß die umstrittene Rechtsfrage zum Gegen-
stand einer höchstrichterlichen Überprüfung
gemacht werden soll. Es wäre dem Rechts-
frieden gewiß förderlich, wenn das Bundes-
sozialgericht in naher Zukunft einen Schluß-
strich unter diese Kontroverse ziehen würde.

Rappe (Hildesheim) (SPD): [ . . . ]
Auf Verhandlungen und Urabstimmung
hat die IG Metall, weil eine Weiterentwick-
lung nicht möglich war, regional mit dem
Streik in Baden-Württemberg und regional
mit dem Streik in Hessen reagiert. Dies ist ein
normaler Ablauf der Dinge. Daraufhaben die
Arbeitgeber, und zwar nicht nach den Regem
der Verhältnismäßigkeit, in Nordwürttem-
berg/Nordbaden ausgesperrt. Darauf haben
alle Gewerkschaften im Deutschen Gewerk-
schaftsbund regional — wiederum nur in
Nordwürttemberg/Nordbaden — entspre-
chend der Verhältnismäßigkeit mit einer
Stunde Sympathiestreik und Kundgebung
geantwortet.

Darauf, meine Damen und Herren, er-
folgten die Verhaltensweise und die Anord-
nung der Bundesanstalt.

Herr Bundesarbeitsminister, auf diese
regionale Entwicklung und Antwort des
ganzen DGB in einer — ich hoffe: auch noch
bei einigen von Ihnen vorhandenen — Hal-
tung der sachlichen und notwendigen, aber in
der Begrenzung richtigen Auseinanderset-
zung antwortet die Bundesanstalt, durchaus
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im Wissen um das, was dies bedeutet, mit
einer in diesem Falle bundesweiten Ent-
scheidung.

Herr Bundesarbeitsminister, in aller
Ruhe: Man kann eine Frage natürlich
juristisch beantworten und so oder so ausle-
gen.

[...]

Ich will Ihnen als Gewerkschaftsvorsit-
zender und als politischer Mensch folgendes
sagen. Sie hätten als Bundesarbeitsminister
auf diese ganze stufenweise — und normale —
Reaktion der Gewerkschaften in dieser Aus-
einandersetzung mit einer klugen politischen
Entscheidung antworten können. Sie haben
dies nicht getan. Sie haben die Sache bewußt
eskalieren lassen. Das ist die Frage, um die es
geht.

Man kann in einer Auseinandersetzung
sachlich bleiben und zu dämpfen versuchen.
Man kann in einer Auseinandersetzung
auch weiter schüren. Das ist mein Vorwurf,
den ich an Sie richte, weil ich glaube, daß der
Präsident der Bundesanstalt keine Entschei-
dung ohne Ihre Konsultation gefällt hat.

Meine Damen und Herren, noch zwei
Bemerkungen zum Schluß. Herr Bundes-
wirtschaftsminister, Sie haben meiner An-
sicht nach heute morgen hier im Parlament
eine Rede gehalten, die gegenüber dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund und allen seinen
Gewerkschaften den Rubikon überschritten
hat. Das war nicht nur eine schlimme, son-
dern das war - wenn Sie es nachlesen, werden
Sie es sehen - eine antigewerkschaftliche
Rede, die jeden im Deutschen Gewerk-
schaftsbund, jeden Vorsitzenden in eine
klare Konfrontation zu diesem Kabinett
bringen muß.

Herr Bundesarbeitsminister, wenn Sie
diese reaktionäre Rede billigen und mit
diesem Wirtschaftsminister im selben Kabi-
nett bleiben, dann sind Sie für alle Gewerk-



schaften keine gute Adresse mehr. Das ist die
Frage, um die es geht. Diese Bundesregierung
hat nicht nur mit Bemerkungen die Auseinan-
dersetzung belastet, sondern mit dieser
Rede ist die Konsensfähigkeit in dieser
Republik strapaziert worden. Das ist mein
Vorwurf gegen Sie. Ich sage Ihnen: Bis heute
gibt es im Deutschen Gewerkschaftsbund
Konsensfähigkeit im Interesse dieser Repu-
blik, die Sie strapazieren.

STREIK UND
AUSSPERRUNG

Zum Schluß: Der Kollege Ferlemann,
Herr Bundeswirtschaftsminister, hat seine
Ausführungen auf dem Parteitag ... presse-
öffentlich zurückgenommen und bedauert.
Mein Kollege Ferlemann hat eine große
Schwierigkeit. Er bestreikt Druckereien, keine
Zeitungen. Er ist sich dieser Schwierigkeit
bewußt. Er hat unsere volle Solidarität. Aber
unter Ehrenleuten nimmt man eine
Entschuldigung an.
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